
Auch hier ist fraglich, ob der Schutzbereich in persönli-
cher und sachlicher Hinsicht eröffnet ist. Dies gilt vor dem
Hintergrund, dass zwar grundsätzlich „jedermann“ durch
das allgemeine Persönlichkeitsrecht geschützt wird. Schutz-
gut ist hierbei die Ehre sowie der soziale Geltungs-
anspruch.60 Allerdings handelt es sich bei der H um eine
juristische Person des Privatrechts, die bereits begrifflich
keine Persönlichkeit darstellt. Wie oben bereits erläutert ist
eine Anwendbarkeit anzunehmen, wenn und soweit die
Grundrechte nach Art. 19 III GG ihrem Wesen nach auf
juristische Personen anwendbar sind. Die herrschende Mei-
nung geht davon aus, dass unter anderem Aktiengesellschaf-
ten, ihren sozialen Geltungsanspruch im Wirtschaftsverkehr
geltend machen können und damit teilweise vom persönli-
chen Schutzbereich des allgemeinen Persönlichkeitsrechts
umfasst sind.61 Als juristische Person des Privatrechts kann
H den Menschenwürdebezug aus Art. 1 I GG nicht für sich
reklamieren, sodass das allgemeine Persönlichkeitsrecht hier
allein aus Art. 2 I GG folgt.62
Vorliegend bemüht sich H um die Wiederherstellung ihres

„guten Rufs“. Da es allerdings um die Firma geht und nicht
um dahinter stehende Mitarbeiter der Firma, gelangt man
über die Lehre des personalen Substrats nicht zur Eröffnung
des persönlichen Schutzbereichs. Stellt man demgegenüber
auf die grundrechtstypische Gefährdungslage ab, ist die we-
sensmäßige Anwendbarkeit zu bejahen. Kapitalgesellschaften
sind regelmäßig von einer gewissen Reputation geprägt, die
durch staatliches Handeln geschädigt werden kann. Mit Blick
auf die Produktwarnung war H so betroffen, wie es eine
natürliche Person in derselben Situation gewesen wäre. Da-

mit ist der persönliche Schutzbereich, nach der hier vertrete-
nen Auffassung, eröffnet.
Der sachliche Schutzbereich müsste ebenfalls eröffnet

sein. Das Allgemeine Persönlichkeitsrecht beinhaltet unter
anderem das Recht, die herabsetzende, verfälschende, ent-
stellende und unerwünschte öffentliche Darstellung seiner
Person verhindern zu können.63 H ist im Rahmen der Pres-
sekonferenz nicht explizit namentlich genannt worden. Viel-
mehr ist allgemein dargestellt worden, dass bestimmte Er-
reger auf griechischen Oliven nachgewiesen werden konn-
ten. Damit liegt keine konkrete unerwünschte öffentliche
Darstellung der H vor. Der sachliche Schutzbereich ist nicht
eröffnet.
Eine Verletzung des Grundrechts aus Art. 2 I GG scheidet

ebenfalls aus.

C. GESAMTERGEBNIS
Die zulässige Verfassungsbeschwerde ist unbegründet. Sie
wird vor dem Bundesverfassungsgericht keinen Erfolg haben.

Hinweis: AA mit Begründung vertretbar.

60 Vgl. SchochNVwZ 2011, 194.
61 BVerwGE 131, 171 Rn. 16 f. = NVwZ 2008, 1371; NdsOVG NJW 2009, 2697;

Maunz/Dürig/Di Fabio, GG, 86. EL 2019, GG Art. 2 Abs. 1 Rn. 224.
62 BVerfGE 106, 28 (43 f.) = NJW 2002, 3619; BVerfGE 118, 168 (203) = NJW 2007,

2464; Dreier/Dreier, 3. Aufl. 2013, GG Art. 2 Abs. 1 Rn. 86 aE; Jarass/Pieroth/
Jarass, 15. Aufl. 2015, GG Art. 2 Rn. 45; Isensee/Kirchhof/Kube Hdb StaatsR VII,
3. Aufl. 2009, § 148 Rn. 75; Sachs/Murswiek/Rixen, 8. Aufl. 2018, GG Art. 2
Rn. 77.

63 So Kingreen/PoscherGrundR, 34. Aufl. 2018, Rn. 414.
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& SACHVERHALT
Bei der Durchsuchung der Wohnung der B in anderer Sache werden mehrere Schmuckstücke
gefunden, die einige Wochen zuvor dem O gestohlen worden waren.
Im Laufe des anschließenden Hauptverfahrens gewinnt das Gericht die Überzeugung, dass

B die Schmuckstücke entweder selbst gestohlen oder als Hehlerin geschäftsmäßig erworben
hat, mithin zumindest eines der beiden Delikte verwirklicht hat. Trotz dieser Überzeugung
gelingt es dem Gericht nicht zur vollen richterlichen Überzeugung festzustellen, welcher der
beiden Straftatbestände von B verwirklicht wurde. Das Gericht verurteilt B daher im Rahmen
einer sog. ungleichartigen Wahlfeststellung wegen Diebstahls gem. § 242 I StGB oder ge-
werbsmäßiger Hehlerei gem. § 260 I Nr. 1 StGB. Die von B eingelegten Rechtsmittel haben
keinen Erfolg.
B ist der Ansicht, dass das Gericht diese Feststellung nicht hätte treffen dürfen. Ihrer

Meinung nach handelt es sich bei der ungleichartigen Wahlfeststellung um Richterrecht, das

* Die Verfasserin ist wissenschaftliche Mitarbeiterin am Lehrstuhl für Öffentliches Recht und Verfassungstheorie an der Uni-
versität Münster (Prof. Dr.Oliver Lepsius).

THEMATIK
SCHWIERIGKEITSGRAD

BEARBEITUNGSZEIT
HILFSMITTEL

ÜBUNGSBLÄTTER STUDENTEN · BASICS HAUSARBEIT ÖFFENTLICHES RECHT · „DER MINISTER, DIE …“

764 10/2019

Ü
B
U
N
G
SB
LÄ

TT
ER

ST
U
D
EN

TE
N



nach Art. 103 II GG im Bereich des materiellen Strafrechts verboten ist. Allenfalls hätte sie
aufgrund des Auffangtatbestands der Geldwäsche gem. § 261 StGB verurteilt werden dürfen,
aber nicht wegen eines neu geschaffenen Straftatbestandes, der aus zwei bestehenden zusam-
mengesetzt wurde. Es liege aufgrund des strafbarkeitsbegründenden Richterrechts ein Ver-
stoß gegen den Grundsatz nullum crimen sine lege vor, zudem ein Verstoß gegen den Grund-
satz des Vorrangs des Gesetzes gem. Art. 20 III GG.
Sollte die Wahlfeststellung nicht dem Bereich des materiellen Strafrechts zugeordnet wer-

den, so wäre sie als Teil des Strafverfahrensrechts jedenfalls an den Grundsätzen des
Art. 20 III GG zu messen und würde einen Verstoß gegen den daraus abzuleitenden Grund-
satz der Unschuldsvermutung darstellen: Wegen des Diebstahls und der Hehlerei hätte
jeweils der Grundsatz in dubio pro reo angewendet werden müssen. Sie wäre dann frei-
gesprochen worden. Die unechte Wahlfeststellung weiche so weit von § 261 StPO ab, dass sie
über die zulässige Reichweite richterlicher Rechtsfortbildung hinausreiche. Damit habe sie
keine gesetzliche Grundlage und verstoße gegen den Vorbehalt des Gesetzes.

Hat eine form- und fristgerecht erhobene Verfassungsbeschwerde der B gegen das Urteil Aussicht auf
Erfolg?

Abwandlung
Die Schmuckstücke waren O nicht gestohlen, sondern geraubt worden. B wird wegen
gewerbsmäßiger Hehlerei oder wegen Raubes verurteilt. Der übrige Sachverhalt bleibt unver-
ändert. Sie wendet nun zusätzlich ein, dass der Unwertgehalt der beiden Delikte unterschied-
lich sei und die Verurteilung es deshalb grundrechtswidrigerweise hinnehme, dass sie im
Rahmen der Wahlfeststellung wegen eines Deliktes verurteilt wird, dessen Unwertgehalt sie
nicht nach voller richterlichen Überzeugung verwirklicht habe.

Ist die zulässige Verfassungsbeschwerde begründet?

Gehen Sie davon aus, dass der Tatbestand der Geldwäsche gem. § 261 StGB erfüllt ist, jedoch formell
subsidiär sowohl zur gewerbsmäßigen Hehlerei als auch zum Diebstahl und Raub.

& LÖSUNG
Die Verfassungsbeschwerde hat Aussicht auf Erfolg, wenn sie zulässig und begründet ist.

A. ZULÄSSIGKEIT
Damit die Verfassungsbeschwerde zulässig ist, müssen die Sachentscheidungsvoraussetzun-
gen gem. Art. 93 I Nr. 4 a GG, §§ 13 Nr. 8 a, 90 ff. BVerfGG vorliegen.

I. Zuständigkeit
Die Zuständigkeit des Bundesverfassungsgerichts ergibt sich aus Art. 93 I Nr. 4 a GG, § 13
Nr. 8 a BVerfGG.

II. Beschwerdeführerin
B ist als natürliche Person taugliche Beschwerdeführerin gem. § 90 I BVerfGG. An ihrer
Prozessfähigkeit bestehen keine Zweifel.

III. Beschwerdegegenstand
B muss sich gegen einen tauglichen Beschwerdegegenstand wenden.
In Betracht kommt gem. § 90 I BVerfGG jeder Akt öffentlicher Gewalt, also alle Legisla-

tiv-, Exekutiv- und Judikativakte (Maunz/Schmidt-Bleibtreu/Klein/Bethge/Bethge,
BVerfGG, 56. Aufl. 2019, BVerfGG § 90 Rn. 18).
B wendet sich gegen das auf einer ungleichartigen Wahlfeststellung beruhende letztinstanz-

liche Strafurteil gegen sie, somit gegen einen Judikativakt. Dieser stellt einen tauglichen
Beschwerdegegenstand dar.

IV. Beschwerdebefugnis
Weiterhin muss B beschwerdebefugt sein.
Dafür muss sie gem. § 90 I BVerfGG geltend machen, dass die Möglichkeit der Ver-

letzung in Grundrechten oder grundrechtsgleichen Rechten nicht schon unter jedem
Gesichtspunkt ausgeschlossen werden kann (Lenz/Hansel, BVerfGG Handkommentar,
2. Aufl. 2015, BVerfGG § 90 Rn. 211). Es dürfte somit weder ausgeschlossen sein, dass B
Trägerin des möglicherweise verletzten Grundrechts ist, noch dass eine Verletzung statt-
gefunden hat.

Zulässigkeit
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